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1. Steuerumgehungsbekämpfungsge-

setz – Neuregelungen auch bei der 
Steuerklassenwahl und dem Kin-
dergeld 

 
Am 2.6.2017 passierte das sogenannte Steu-
erumgehungsbekämpfungsgesetz (StUmgBG) 
den Bundesrat. Es enthält eine Vielzahl an 
steuerlichen Anpassungen und Änderungen 
quer durch die Steuergesetze. 
 
Vorrangiges Ziel des Gesetzes ist es, die Mög-
lichkeiten einer Steuerumgehung mittels sog. 
„Briefkastenfirmen“ zu erschweren. Durch er-
höhte Transparenz, verbunden mit erweiterten 
Mitwirkungspflichten, sowohl durch die Steuer-
pflichtigen als auch durch Dritte (Banken), 
sowie neuer Ermittlungsbefugnisse der Fi-
nanzbehörden sollen Domizilgesellschaften 
künftig wirksamer erkannt werden können. 
Damit steigt das Entdeckungsrisiko und erhöht 
dadurch auch die präventive Wirkung. 
 
Zu den wichtigsten vorgesehenen Maßnahmen 
zählen: 

· Das sog. steuerliche Bankgeheimnis wird 
aufgehoben.  

· Sammelauskunftsersuchen durch die Fi-
nanzbehörden werden klarer definiert. Er-
mittlungen „ins Blaue hinein“ bleiben aber 
weiterhin unzulässig. 

· Das Kontenabrufverfahren für Besteue-
rungszwecke wird auf die Erhebung von 
Rückforderungsansprüchen für bundesge-
setzlich geregelte Steuererstattungen und 
Steuervergütungen (z. B. Kindergeld) aus-
geweitet. Künftig können auch Fälle ermit-
telt werden, in denen ein inländischer Steu-
erpflichtiger Verfügungsberechtigter oder 
wirtschaftlich Berechtigter eines Kontos o-
der Depots einer natürlichen Person, Per-
sonengesellschaft, Körperschaft, Perso-
nenvereinigung oder Vermögensmasse mit 
Wohnsitz, gewöhnlichem Aufenthalt, Sitz, 
Hauptniederlassung oder Geschäftsleitung 
außerhalb des Geltungsbereichs der Abga-
benordnung ist.  

· Das Bundeszentralamt für Steuern kann auf 
sämtliche in der Kontenabruf-Datei enthal-
tene Daten zugreifen.  
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· Die Aufbewahrungsfrist für Kontenabrufda-
ten bei Kreditinstituten nach einer Konten-
auflösung wird auf 10 Jahre verlängert. 

· Die Anzeigepflicht für den Erwerb von quali-
fizierten Beteiligungen an ausländischen 
Gesellschaften wird vereinheitlicht und gilt 
insbesondere für unmittelbare und mittelba-
re Beteiligungen gleichermaßen – bereits 
ab einer 10 %igen Beteiligung.  

· Künftig müssen auch Geschäftsbeziehun-
gen zu Personengesellschaften, Körper-
schaften, Personenvereinigungen oder 
Vermögensmassen in Drittstaaten (Dritt-
staat-Gesellschaft), auf die unmittelbar oder 
mittelbar beherrschender Einfluss besteht, 
angezeigt werden. Pflichtverletzungen kön-
nen mit Bußgeldern bis zu 25.000 € belegt 
werden. 

· Steuerpflichtige, die allein oder zusammen 
mit nahestehenden Personen unmittelbar 
oder mittelbar einen beherrschenden oder 
bestimmenden Einfluss auf gesellschafts-
rechtliche, finanzielle oder geschäftliche 
Angelegenheiten einer Drittstaat-
Gesellschaft ausüben können, müssen Un-
terlagen 6 Jahre lang aufbewahren und 
Außenprüfungen ohne Begründung zulas-
sen. 

· In Zukunft werden Banken umfangreicher in 
Anspruch genommen. Im Rahmen der Legi-
timationsprüfung müssen Kreditinstitute 
auch das steuerliche Identifikationsmerkmal 
des Kontoinhabers und das jedes anderen 
Verfügungsberechtigten bzw. jedes ande-
ren wirtschaftlich Berechtigten erheben und 
aufzeichnen und die Identifikationsnummer 
kontinuierlich überwachen und aktualisie-
ren. Ausgenommen sind Konsumentenkre-
dite bis max. 12.000 €. 

· Im Falle einer Steuerhinterziehung verlän-
gert sich die Zahlungsverjährungsfrist von 5 
auf 10 Jahre.  

· Die fortgesetzte Steuerhinterziehung durch 
verdeckte Geschäftsbeziehungen zu einer 
beherrschten Drittstaat-Gesellschaft wurde 
in den Katalog der besonders schweren 
Fälle einer Steuerhinterziehung aufgenom-
men; eine strafbefreiende Selbstanzeige 
hierzu wird ausgeschlossen.  

 
 
Mit dem Gesetz sind neben den Maßnahmen 
zur Bekämpfung der Steuerumgehung noch 
weitere Änderungen beschlossen worden, die 
nichts mit Steuerumgehung zu tun haben. So 
wurde überraschend noch eine Änderung 
zum Kindergeld eingefügt, mit der ein Kin-
dergeldantrag nur noch für 6 Monate rück-
wirkend gestellt werden kann. Neu aufge-
nommen wurde auch eine Datenübermittlung 
durch das Bundeszentralamt für Steuern an 
die Familienkasse. Des Weiteren erfolgt 
künftig die Einstufung beider Ehegatten 

nach der Heirat automatisch in Steuerklas-
se IV. Dies gilt auch, wenn nur einer der 
beiden ein Gehalt bezieht. 
 
Ein Steuerbescheid kann in Zukunft zugunsten 
des Steuerpflichtigen aufgehoben oder geän-
dert werden, wenn die übermittelten Daten zu 
seinen Ungunsten unrichtig sind. Das gilt je-
doch nur, wenn diese Daten rechtserheblich 
sind. 
 
Inkrafttreten: Das Gesetz tritt am Tag nach 
seiner Verkündung in Kraft. Die Änderungen 
zum Kindergeld und der steuerlichen Eingrup-
pierung von Ehegatten hingegen treten erst 
am 1.1.2018 in Kraft. 
 
 
2. Neuregelungen bei den GWG und 

Sanierungserträgen durch das Ge-
setz gegen schädliche Steuerprakti-
ken 

 
Mit dem vom Bundesrat am 2.6.2017 verab-
schiedeten Gesetz gegen schädliche Steuer-
praktiken im Zusammenhang mit Rechteüber-
lassungen werden die steuerliche Abzugsmög-
lichkeit für Lizenzaufwendungen und andere 
Aufwendungen für Rechteüberlassungen, die 
beim Empfänger nicht oder nur niedrig besteu-
ert werden, eingeschränkt.  
 
Darüber hinaus sind in dem Gesetzespaket 
verschiedene Maßnahmen enthalten, die für 
die meisten Steuerpflichtigen interessant sein 
dürften. Dazu gehören 
· die Anhebung der Grenze für geringwertige 

Wirtschaftsgüter (GWG) zur Sofortab-
schreibung von 410 € auf 800 €,  

· die Anhebung der unteren Wertgrenze zur 
Bildung eines Sammelpostens bei GWG 
von 150 € auf 250 € sowie 

· die Einführung einer Steuerbefreiung von 
Sanierungserträgen unter Verhinderung 
von Doppelbegünstigungen. 

 
Seit der Entscheidung des Großen Senats des 
Bundesfinanzhofs vom 28.11.2016 zur Steuer-
befreiung von Sanierungsgewinnen sind Steu-
erpflichtige verunsichert, ob die bisherige Ver-
waltungsregelung weiter anzuwenden ist. Die 
Steuerfreiheit für Erträge aus unternehmens-
bezogenen Sanierungen ist nunmehr im Ge-
setz aufgenommen worden. Neben dem Ertrag 
aus der Sanierung eines sanierungsbedürfti-
gen und sanierungsfähigen Unternehmens ist 
auch die Schuldenbefreiung im Rahmen eines 
Insolvenzverfahrens begünstigt. Hier kommt es 
zu einer rückwirkenden Anwendung der Rege-
lungen nach dem 8.2.2017. Zu deren Gültigkeit 
bedarf es jedoch noch der Zustimmung durch 
die Europäische Kommission. 



 

 

 
Dieses Gesetz tritt grundsätzlich am Tag nach 
der Verkündung in Kraft. Die Anpassung der 
GWG-Grenzen gilt jeweils für Anschaffun-
gen bzw. Herstellungen nach dem 
31.12.2017. 
 
 
3. Geldwäschebekämpfung wird inten-

siviert 
 
Durch das Gesetz zur Umsetzung der vierten 
EU-Geldwäscherichtlinie, zur Ausführung der 
EU-Geldtransferverordnung und zur Neuorga-
nisation der Zentralstelle für Finanztransakti-
onsuntersuchungen müssen die geldwäsche-
rechtlich Verpflichteten strengere Vorgaben, 
etwa bei grenzüberschreitenden Korrespon-
denzbeziehungen, beachten.  
 
Kern des Gesetzes – dem der Bundesrat am 
2.6.2017 zustimmte – ist die Einrichtung einer 
Zentralstelle für Finanztransaktionsuntersu-
chungen. Die Zentralstelle nimmt geldwäsche-
rechtliche Meldungen entgegen, analysiert 
diese und leitet sie bei einem Verdacht auf 
Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung an 
die zuständigen Stellen. Alle wirtschaftlich 
Berechtigten werden in einem elektronischen 
Transparenzregister erfasst. Der Kreis der 
geldwäscherechtlich Verpflichteten wird erwei-
tert.  
 
Dieses Gesetz trat am 26. Juni 2017 in Kraft. 
Es sieht vor, dass nicht nur Spielbanken, Ver-
anstalter und Vermittler von Glücksspiel im 
Internet, sondern alle Veranstalter und Vermitt-
ler von Glücksspielen nunmehr als Verpflichte-
te gelten. Um die mit hohen Barzahlungen 
verbundenen Risiken bezüglich Geldwäsche 
und Terrorismusfinanzierung zu mindern, wer-
den Güterhändler vom Geldwäschegesetz 
erfasst, wenn sie Barzahlungen in Höhe von 
10.000 € oder mehr tätigen oder entgegen-
nehmen. Als Güterhändler gelten alle Perso-
nen, die gewerblich mit Gütern handeln. Der 
Entwurf wurde per Änderungsantrag in diesem 
Bereich dahingehend abgeändert, dass Händ-
ler in „atypischen Fällen“ keinen Geldwäsche-
beauftragten bestellen müssen.  
 
Lotterien, die nicht im Internet veranstaltet 
werden, wurden aus dem Anwendungsbereich 
des Geldwäschegesetzes herausgenommen, 
selbst wenn eine Teilnahme über das Internet 
möglich ist. Ebenfalls aus dem Anwendungs-
bereich des Geldwäschegesetzes herausge-
nommen wurden Geldspielgeräte.  
 
 

4. Voraussetzung für Abschreibung 
beim Erwerb von Vertragsarztpra-
xen 

 
Wird eine Vertragsarztpraxis samt den zuge-
hörigen materiellen und immateriellen Wirt-
schaftsgütern der Praxis, insbesondere des 
Praxiswerts, als Chancenpaket erworben, ist 
der Vorteil aus der Zulassung als Vertragsarzt 
untrennbar im Praxiswert als abschreibbares 
immaterielles Wirtschaftsgut enthalten. Auf 
dieser Grundlage besteht die Abschreibungs-
berechtigung auf den Praxiswert und die übri-
gen erworbenen Wirtschaftsgüter der Praxis. 
 
Dies gilt nach einer Entscheidung des Bundes-
finanzhofs (BFH) vom 21.2.2017 auch dann, 
wenn eine Gemeinschaftspraxis eine Einzel-
praxis unter der Bedingung erwirbt, die Ver-
tragsarztzulassung des Einzelpraxisinhabers 
im Nachbesetzungsverfahren einem Gesell-
schafter der Gemeinschaftspraxis zu erteilen. 
Maßgeblich für einen beabsichtigten Erwerb 
der Praxis als Chancenpaket ist, dass Veräu-
ßerer und Erwerber einen Kaufpreis in Höhe 
des Verkehrswerts der Praxis oder sogar einen 
darüber liegenden Wert vereinbarten. Dabei 
spielt es keine Rolle, dass die Gemeinschafts-
praxis nicht beabsichtigte, die ärztliche Tätig-
keit in den bisherigen Räumen des Einzelpra-
xisinhabers fortzusetzen.  
 
Der Erwerber einer Vertragsarztpraxis ist je-
doch nur dann zur Abschreibung (AfA) des 
Praxiswerts und des miterworbenen Inventars 
berechtigt, wenn Erwerbsgegenstand die ge-
samte Praxis und nicht nur eine Vertragsarzt-
zulassung ist. Ist dies nicht der Fall, verneint 
der BFH in seiner zweiten Entscheidung vom 
gleichen Tag die AfA-Berechtigung des Erwer-
bers in vollem Umfang. Das trifft insbesondere 
zu, wenn der Neugesellschafter nur den wirt-
schaftlichen Vorteil aus der auf ihn überzulei-
tenden Vertragsarztzulassung gekauft hat und 
weder am Patientenstamm der früheren Ein-
zelpraxis noch an anderen wertbildenden Fak-
toren ein Interesse hatte.  
 
Dieses Wirtschaftsgut ist nicht abschreibbar, 
da es keinem Wertverzehr unterliegt. Der In-
haber kann eine ihm unbefristet erteilte Ver-
tragsarztzulassung, solange er sie innehat, in 
Anspruch nehmen. Er kann zudem den aus ihr 
resultierenden wirtschaftlichen Vorteil im Rah-
men eines Nachbesetzungsverfahrens durch 
eine Überleitung der Zulassung auf einen 
Nachfolger verwerten. Daher erschöpft sich 
der Wert des immateriellen Wirtschaftsgutes 
des wirtschaftlichen Vorteils aus der Vertrags-
arztzulassung nicht in einer bestimmten bzw. 
bestimmbaren Zeit. 
 
 



 

 

5. Bundesfinanzministerium äußert 
sich zur vorteilhafteren Ermittlung 
der außergewöhnlichen Belastung 

 
Der Bundesfinanzhof entschied mit Urteil vom 
19.1.2017, dass die Regelung zur außerge-
wöhnlichen Belastung so zu verstehen ist, 
dass die dort zu berücksichtigende zumutbare 
Belastung stufenweise zu berechnen ist. Ab-
hängig von der Höhe des Gesamtbetrags der 
Einkünfte, der im Einkommensteuergesetz in 3 
Stufen gestaffelt ist, wird die zumutbare Belas-
tung anhand eines Prozentsatzes ermittelt.  
 
Bislang wird die zumutbare Belastung bei 
Überschreiten einer dieser Stufen immer unter 
Zugrundelegung des Prozentsatzes der höhe-
ren Stufe berechnet. Künftig wird bei der Be-
rechnung der zumutbaren Belastung nur noch 
der Teil des Gesamtbetrags der Einkünfte mit 
dem höheren Prozentsatz belastet, der die 
jeweilige Stufe übersteigt. Durch die stufen-
weise Berechnung ist insgesamt eine niedrige-
re zumutbare Belastung von den geltend ge-
machten außergewöhnlichen Belastungen 
abzuziehen. Im Ergebnis kann diese Berech-
nung zu einem höheren steuerlichen Abzug 
der außergewöhnlichen Belastungen – und 
damit zu einer niedrigeren Einkommensteuer – 
führen. 
 
Nach einer Pressemitteilung des Bundesfi-
nanzministeriums vom 1.6.2017 soll die geän-
derte Berechnungsweise möglichst umgehend 
schon im Rahmen der automatisierten Erstel-
lung der Einkommensteuerbescheide Berück-
sichtigung finden. 
 
Bitte beachten Sie! Sollte die geänderte Be-
rechnungsweise noch nicht berücksichtigt 
worden sein, empfiehlt sich ggf. das Einlegen 
eines Einspruchs bzw. Änderungsantrags! 
 
 
6. Steuerbefreite Vereine müssen auch 

Steuererklärungen abgeben 
 
In der Regel prüfen die Finanzämter alle 3 
Jahre, inwieweit Vereine und Organisationen, 

die gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchli-
chen Zwecken dienen, in der zurückliegenden 
Zeit die Voraussetzungen für die Befreiung von 
der Körperschaft- und Gewerbesteuer erfüllt 
haben. Zu diesem Zweck müssen die Vereine 
bei ihrem zuständigen Finanzamt eine Steuer-
erklärung abgeben und Kopien ihrer Kassen-
berichte und Tätigkeits- bzw. Geschäftsberich-
te beifügen.  
 
Bitte beachten Sie! Steuererklärungs-
Formulare werden nicht mehr an die Vereine 
versandt. Die Erklärungen sind grundsätzlich 
elektronisch zu übermitteln. Hierfür ist eine 
Registrierung über ELSTER erforderlich 
(www.elster.de).  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



 

 

 
  

 Fälligkeitstermine  Fällig am 
  

Umsatzsteuer (mtl.), Lohn- u. Kirchenlohnsteuer,  
Soli.-Zuschlag (mtl.) 
 

10.7.2017 

Sozialversicherungsbeiträge 
 

27.7.2017 
 

  
 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB  
 maßgeblich für die Berechnung 
 von Verzugszinsen 

 seit 1.7.2016 = - 0,88 % 
 1.1.2015 – 30.6.2016 = - 0,83 % 
 1.7. – 31.12.2014 = - 0,73 % 
 1.1. – 30.6.2014 = - 0,63 % 

 
Äl tere Bas iszinssätze f i n den Sie im  Int ernet  unt er :  

ht tp: / /www .bu ndesb an k.d e/Bas iszinssatz  
 

    
 Verzugszinssatz 
 ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

 Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5 
Prozentpunkte 
 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern  

(abgeschlossen bis 28.7.2014): Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern 
 (abgeschlossen ab 29.7.2014): Basiszinssatz + 9 Prozent-

punkte 
zzgl.  40 € Pauschale 

 
 
 Verbraucherpreisindex 
 (2010 = 100) 

2017: April = 109,0; März = 109,0; Februar = 108,8; Januar = 108,1 
2016: Dezember = 108,8; November = 108,0; Oktober = 107,9;  
September = 107,7; August= 107,6; Juli = 107,6; Juni = 107,3 
 

Äl tere Verbra ucherpr eis indizes  f i nd en Sie im  Intern et  unt er :   
ht tp: / /www .des t at i s .de -  Ko njun ktur indi kator en -  Verbr aucherpr e is inde x 

  
 

Alle Bei träge s ind nach bes tem W issen zusammengestel lt .  Eine Haf tung für  deren Inhal t  kann jedoch  
nicht übernommen werden. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.  
 
 

http://www.bundesbank.de/Basiszinssatz
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